
NEUSTART DES DIALOGVERFAHRENS 
ZUM BRENNERZULAUF - OHNE LKR. 
EBERSBERG? 

Als im Februar der Rohrdorfer Bürgermeister die vertraulichen 
Pläne der DB Netz AG öffentlich machte, die im Raum Rosen
heim östlich des Inns mehrere Eisenbahn-Neubaustrecken 
vorsehen, da ging ein Sturm der Entrüstung durch die Region 
und 1500 Bürger demonstrierten im März in Rosenheim da
gegen. 
Die Bevölkerung der Region östlich von Rosenheim lehnte 
einhellig die Bahnpläne ab, die eine Schleife vom Inntal zur 
Eisenbahnstrecke nach Salzburg mit Untertunnelung des Sa-
merbergs sowie eine Verknüpfung des sog. Ostkorridors (Ro
senheim über Mühldorf, Landshut, Oberpfalz bis zur Ostsee) 
mit dem Brennerzulauf vorsehen. 
Der massiven Ablehnung von Neubaustrecken östlich des 
Inns und einer großräumigen Umfahrung des Ballungsraums 
München schlossen sich auch die Mandatsträger aus dem 
Landkreis Rosenheim an. So schrieb die Rosenheimer Bundes
tagsabgeordnete Daniela Ludwig (CSU) Mitte März:„Darüber 
hinaus lehne ich auch die Verknüpfung des künftigen Ostkor
ridors („TEN-Achse") Hamburg-Leipzig-Regensburg-Adria-Hä-
fen mit dem Brenner-Nordzulauf entschieden ab. Hierfür fehlt 
jegliche planerische Grundlage oder politische Festlegung." 
Mit dieser klaren Ansage verpasste Daniela Ludwig den Bun
destags- und Landtagsabgeordneten aus ihrem Nachbarland
kreis Ebersberg eine kräftige„Watsch'n". Sie machte deutlich, 
dass die Forderung von MdB Dr. Lenz (CSU), MdB Schurer (SPD) 
und MdL Huber (CSU) nach einem Ausbau der (eingleisigen, 

nicht-elektrifizierten) Strecke 
Rosenheim-Mühldorf-Lands
hut weder nachhaltig, noch 
akzeptabel ist. 
Die Abgeordneten aus dem 
Landkreis Ebersberg, denen 
sich auch noch der Ebersber-
ger Kreistag Ende Januar 
in einem Beschluss ange
schlossen hatte, halten aber 
am St.-Florians-Prinzip fest, 
weil sie nur so gegenüber 
den hiesigen Bahnanliegern 
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weiterhin behaupten können, dass auf der Bahnstrecke Mün
chen-Rosenheim in Zukunft gar nicht mehr Züge fahren wür
den und daher gar kein weiterer Lärmschutz erforderlich wäre. 
Dass an dieser Strecke aber auch künftig eine hohe Lärmbe
lastung vorhanden sein wird, bestätigte im März das Eisen
bahn-Bundesamt: eine von bundesweit 17 Dauermessstellen 
für Bahnlärm, deren Errichtung und Betrieb nun öffentlich 
ausgeschrieben wurde, soll kurzfristig im Raum Großkaro
linenfeld gebaut werden. Mit diesen Dauermessstellen soll 
verfolgt werden, ob auch an dieser Strecke, auf der ein hoher 
Anteil ausländischer Wagons verkehrt, die durch das „Schie-
nenlärmschutzgesetz" erhoffte Lärmminderung eintritt. Die
ses Gesetz hat der Bundestag Ende März 2017 beschlossen, es 
ordnet ab Ende 2020 Betriebsbeschränkungen für nicht um
gerüstete Güterwagons an. 
Bisher verweigern sich aber viele ausländische und auch in
ländische Wagonbesitzer dieser Umrüstung. Die Bundesre
gierung musste vor wenigen Tagen einräumen, dass derzeit 
nur jeder dritte deutsche Güterwagen umgerüstet ist. Und 
obwohl im Koalitionsvertrag vereinbart ist, dass bei Verfehlen 
des 50%-Umrüstziels noch in 2017 Nachtfahrverbote ange
ordnet werden sollen, will die Bundesregierung nichts mehr 
davon wissen. Einejeise" Eisenbahn wird es daher noch lange 
nicht geben, eine Akzeptanz für die von der Politik angestreb
te Verlagerung der Verkehre von der Straße auf die Schiene 
liegt bei den Betroffenen in weiter Ferne. 
Zur Akzeptanzverbesserung sollen nun zusätzliche Lärm
schutzmaßnahmen an den besonderen Lärmbrennpunkten 
im Mittelrheintal, im sächsischen Elbtal und am Brennerzulauf 
beitragen. Zu diesem Zweck wurden sogenannte Machbar
keitsuntersuchungen durchgeführt. Während aber im Mittel
rheintal und im Elbtal jeweils rund 1,2 Mio. Euro pro Kilometer 
investiert werden sollen, sind für den Brennerzulauf nur be
scheidene 0,15 Mio. Euro pro Kilometer eingeplant, und davon 
auch noch der größte Teil im Landkreis Rosenheim. Pro Kopf 
der zu schützenden Bevölkerung sollen am Brennerzulauf nur 
ca. 500 Euor investiert werden, am Mittelrhein hingegen fast 
zweieinhalb mal so viel und im Elbtal gar rund sechsmal so 
viel. 
Die Bilanz für die Gemeinden am Brennerzulauf sieht dement
sprechend schlecht aus. Während im Elbtal auf 50 km Strecke 
rund 33 km Lärmschutzwände gebaut werden sollen, sind auf 
den gesamten 90 km des Brennerzulaufs nur ca. 6 km Lärm
schutzwände vorgesehen - davon nur etwas mehr als 1 km 
im Landkreis Ebersberg. Daher blieben auch nach dem Bau 
dieser Lärmschutzwände am Brennerzulauf auch künftig weit 
mehr als 10.000 Menschen gesundheitsschädlichem Bahn
lärm ausgesetzt. 
Zwar hat Bundesverkehrsminister Dobrindt Anfang März in 
Rosenheim versprochen, dass das Dialogverfahren zur Pla
nung der bayerischen Zulaufstrecke für den Brennerbasistun
nel neu aufgerollt werden soll - ob aber die Gemeinden des 
Landkreises Ebersberg, so wie gefordert, diesmal von Anfang 
an mit einbezogen werden, ist weiterhin offen. Doch ange
sichts des fortdauernden Desinteresses der Mandatsträger im 
Landkreis Ebersberg erscheint dies sehr unwahrscheinlich. 

Ludwig Steininger 
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